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ZEITOESPRÄCH

K(ann die Kennedy-Runde noch gerettet wer- 
dien?
Eirweiterung der Verhandlungsmandate für EWG-Kom- 
nmission erhöht Erfolgschancen
Intterview mit Bundeswirtschaftsminister Kurt^chm ücker, Bonn

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Herr Mi- 
n is tte r , die Kennedy-Runde sollte 
ursprünglich  ein Unternehmen sein, 
das d e r Liberalisierung des Welt- 
han .dels dient. Auf Grund der Er­
fah ru n g en  der Dillon-Runde, in der 
um  einzelne Zollpositionen ge- 
feilscäit worden ist und in der man 
nur zu einer Zollsenkunng von 
durchsdinittlich 8 "/o gelangt ist, hat 
m an  für die Kennedy-Runde das 
V erfah ren  der linearen Zollsen­
k u n g  vorgesdilagen. Der Versudi, 
auf d iese Weise zu einer generel­
len  Zollsenkung (um 50 “/o) zu ge­
la n g en , ist indessen durdi das Ein­
re ich en  von Ausnahmelisten stark 
g efäh rde t worden. Hiermit droht 
die Rückkehr zum alten Verhand­
lu n g ss til (Position um Position). Der 
EW G  wird in diesem Zusammen­
h an g  der Vorwurf gemadit, sich 
d u rd i die Vorlage besonders um- 
fangreid ier Listen ausgezeichnet zu 
h ab en . Ist dieser Vorwurf beredi- 
tigt?

S C H M Ü C K E R :  Lassen Sie midi 
zunächst auf den Ausgangspunkt 
Ih re r  Frage eingehen. Es ist riditig, 
daß m an im GATT anläßlich einer 
T agung  auf M inisterebene am
6. M ai 1963 übereingekommen ist, 
bei den  gewerblichen W aren eine 
lin e a re  Zollsenkung von 50 ”/o an­
zustreben. Dabei w ar man sidi je ­
dod i von Anfang an darüber klar, 
daß dieses Ziel lediglich eine Ar- 
beitshypothese sein könne und daß 
gew isse Ausnahmen notwendig 
sind, weil kein Land der W elt heute 
in  d e r  Lage ist, bei der einzelnen

W arenposition Zölle zu halbieren, 
ohne die eigene W irtsdiaft zu ge­
fährden. A llerdings war man sich 
ebenso darin einig, daß Ausnahmen 
nur dann gem adit werden sollten, 
wenn ein übergeordnetes nationa­
les Interesse vorliegt.

Die EWG hat sich bei der Ertei­
lung ihrer Ausnahm eliste an dieses 
Prinzip gehalten. Es ist allerdings 
innerhalb der EWG, die ja  erst im 
Begriff ist, einen gemeinsamen 
M arkt zu bilden, zweifellos viel 
schwerer, das „übergeordnete na­
tionale Interesse" zu bestimmen als 
in anderen Ländern, deren W irt­
schaft sidi n id it in derartigen 
Strukturwandlungen befindet, den­

noch ist es der Gemeinschaft gelun­
gen, eine vertretbare Ausnahme­
liste zu erstellen. Sie betrifft nur 
etwa 20 "/o der zollpflichtigen EWG- 
Einfuhren oder, wenn man den Ge­
samthandel mit Drittländern be­
rücksichtigt, nur 9Vo aller Einfuh­
ren. Bei dieser Berechnung sind 
allerdings einige W arenkomplexe 
ausgeklammert worden, weil bei 
ihnen besondere Verhältnisse vor­
liegen. Dies gilt z. B. für Baumwoll- 
waren, über deren Behandlung 
z. Z. im Rahmen der Verhandlungen 
zur V erlängerung des internationa­
len Abkommens für Baumwollwa- 
ren beraten wird. Eine Zollsenkung 
in der Kennedy-Runde kommt für 
diese W aren erst dann in Frage,

K U R T  S C H M Ü C K E R

hat als V ertreter der Bundesregierung im EW G-Ministerrat wesent- 
lidien A nteil daran, daß Anfang Mai dieses Jahres die V erhand­
lungsm andate für die Brüsseler EWG-Kommission erw eitert w ur­
den. Mit dieser M andatserweiterung erscheint nach einer langen 
Periode der Inaktivität in Sachen Kennedy-Runde der W eg für eine 
w eltweite Zollsenkung im Rahmen des GATT frei zu sein. — Kurt 
Sdimücker wurde in Löningen/Oldenburg geboren und erhielt nadi 
dem Besudi des Gymnasiums und der Handelsschule eine gründ­
liche journalistisdie und verlegerische Ausbildung. Nach seiner 
Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft arbeitete Schmücker in der 
elterlidien Buchdruckerei, die er 1954 übernahm. Seine politische 
Karriere begann er als M itbegründer der Jungen Union in Olden­
burg. Als Vorsitzender des W irtsdiaftspolitischen Aussdiusses und 
des Bundesarbeitskreises M ittelstand gelang ihm 1963 der Sprung 
ins Bonner Kabinett.
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wenn Klarheit über das Sdiicksal 
des Abkommens besteht. Ähnlidi 
liegen die Verhältnisse auf dem 
Chemiesektor. H ier hängt eine Sen­
kung des gemeinsamen Zolls davon 
ab, ob die USA ihr Selling Price 
System ändern, das nach überein­
stimmender Meinung ihrer H andels­
partner n id it mehr in die heutige 
Zeit paßt.

Im übrigen hat bis jetzt kein V er­
handlungspartner die Begründun­
gen, die die EWG für ihre Aus- 
nahmewünsche gegeben hat, ent­
kräften können. Idi meine deswe­
gen, daß der Vorwurf, die EWG 
habe eine besonders umfangreidie 
Ausnahm eliste vorgelegt und damit 
den Erfolg der Kennedy-Runde ge­
fährdet, angesidits der besonderen 
Sdiwierigkeiten und Strukturver­
änderungen während des Über­
gangs zum gemeinsamen M arkt 
nidit bereditigt ist. Sidier hätten 
w ir aus deutsdier Sidit auf mandie 
Ausnahm ewünsdie lieber verzidi­
tet, dodi ist die EWG eine Gemein­
sdiaft, in der es auf einen geredi- 
ten Ausgleidi der Interessen aller 
Partner ankommt,

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Der EWG 
ist darüber hinaus vorgeworfen 
worden, durdi ihren A grarprotek­
tionismus den Erfolg der Kennedy- 
Runde zu gefährden. Bekanntlidi 
sind die USA vor allem an niedri­
gen EWG-Agrarpreisen interessiert, 
um so ihre A grarexporte erhöhen 
zu können. Der W ille der EWG, zu 
einem m öglidist sdinellen Absdiluß 
der Kennedy-Runde zu gelangen, ist 
deshalb versdiiedentlidi bezweifelt 
worden. Dieser Zweifel rid itet sidi 
vor allem gegen die Politik der 
Bundesregierung, die im Rahmen 
der EW G-Agrarverhandlungen auf 
höhere Preise drängt.

S C H M Ö C K E R ;  Soldie Zweifel sind 
meines Eraditens n id it bereditigt, 
denn wir sind nidit nur im In- 
dustriebereidi, sondern audi im 
A grarsektor an einem erfolgreidien 
Absdiluß der Verhandlungen zur 
Kennedy-Runde interessiert. Daß 
w ir dabei allerdings ebensowenig 
wie die anderen Länder die Inter­
essen der eigenen Landwirtsdiaft 
nidit einfadi beiseite sdiieben kön­
nen, ist klar. Es w äre aber falsdi

anzunehmen, daß wir durdi unsere 
Agrarpolitik die Kennedy-Runde- 
Verhandlungen blodcieren wollten.

Idi verkenne andererseits durdi­
aus nidit, daß sidi aus der Gleidi- 
zeitigkeit der Verhandlungen über 
die Gestaltung des gemeinsamen 
Agrarm arktes und über die Ange­
bote für die Kennedy-Runde beson­
dere Sdiw ierigkeiten ergeben. Es 
ist allerdings eine zu grobe Verein- 
fadiung, wenn diese Sdiwierigkei­
ten aussdiließlidi in Zusammen­
hang mit den EWG-Agrarpreisen 
gesehen werden. Die Frage der 
Agrarpreise ist nur ein Element im 
Rahmen der Verhandlungen, wenn 
idi audi die Bedeutung dieser Frage 
n id it übersehe. Daneben spielen 
aber audi die versdiiedenen Sub­
ventionsregelungen und Sdiutzmaß- 
nahmen, die viele Länder und nidit 
zuletzt audi die USA anwenden, 
eine w iditige Rolle. Allgemeine 
Sdilußfolgerungen über den Zu­
sammenhang zwisdien niedrigen 
Agrarpreisen und einem Erfolg der 
Kennedy-Runde sind deswegen 
nidit ohne weiteres zutreffend, en t­
sdieidend ist — und das wird audi 
von den USA zugegeben ■— die 
Gesamtwirkung der gemeinsamen 
EWG-Agrarpolitik auf die interna­
tionale Agrarsituation,

In diesem Zusammenhang er­
sdieint es mir widitig darauf hin­
zuweisen, daß die Einigung über 
gem einsdiaftlidie Getreidepreise 
die EWG in die Lage versetzt hat, 
auf dem wohl w iditigsten A grar­
markt, dem Getreidemarkt, ein um­
fassendes Angebot für eine w elt­
weite Neuregelung vorzulegen. Der 
Besdiluß über die EWG-Getreide- 
preise hat damit eine widitige Aus­
gangsposition für Fortsdiritte in 
den Agrarverhandlungen der Ken­
nedy-Runde gesdiaffen. W ir hoffen 
sehr, daß w ir in der EWG audi in 
den anderen Bereidien des A grar­
m arktes bald zu konstruktiven und 
die Verhandlungen zur Kennedy- 
Runde erleiditernden Lösungen 
kommen werden.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Es ist
einerseits behauptet worden, die 
Am erikaner würden selbst bei 
einer 50 “/oigen Zollsenkung auf in­
dustrielle Erzeugnisse nodi so hohe

Zölle behalten, daß der Sdiutz 
ihrer Industrien audi nadi einem 
Erfolg der Kennedy-Runde so gut 
wie unangetastet bleibt, während 
die EWG bei einer 50 Voigen Zoll­
senkung im gewerblidien Bereidi 
so gut wie „nackt“ dastehen würde. 
Andererseits ist darauf hingewie­
sen worden, daß diese Situation bei 
einer eventuellen späteren Zoll­
senkungsrunde im Rahmen des 
GATT der EWG w esentlidie Zoll­
zugeständnisse unmöglidi madien 
würde. Könnte dies der Grund da­
für sein, daß — wie verm utet wor­
den ist — man in der EWG heute 
mit Zollkonzessionen sehr vorsidi- 
tig verfährt?

S C H M Ö C K E R :  Das Zollniveau der 
USA läßt sidi mit dem der EWG 
sehr sdiwer vergleidien. Der Grund 
liegt darin, daß der gemeinsame 
Tarif im allgemeinen aus dem arith- 
m etisdien M ittel der nationalen 
Zölle der EWG-Mitgliedsländer ent- 

' standen ist. Dadurdi w urden auto- 
m atisdi die extrem hohen ebenso 
wie die extrem  niedrigen Zollsätze 
beseitigt, und die Zollsätze konzen­
trieren sidi heute auf eine mittlere 
Höhe von etwa 11,7 o/o. Dagegen 
enthält der amerikanische Tarif 
eine große Zahl sehr niedriger 
Zölle, ebenso aber auch eine ganze 
Reihe besonders hoher Zölle; der 
am erikanisdie Tarif ist also sehr 
viel untersdiiedlicher als der EWG- 
Tarif. Seine m ittlere Höhe liegt, 
wenn man den gleidien Beredi- 
nungsmodus nimmt wie bei der 
eben erw ähnten EWG-Zahl, bei 
17,8 ”/o. Aus dieser Situation ist das 
Problem der sog. D isparitäten ent­
standen, w orunter man die Zoll- 
tarifuntersdiiede in den einzelnen 
Ländern bei der gleichen W are ver­
steht. Es trifft zweifellos zu, daß 
bei eklatanten Disparitäten das 
Land mit dem hohen Zoll selbst 
nach der Halbierung dieses Zolls 
einen höheren Einfuhrsdiutz hat als 
das Land m it ohnehin bereits nie­
drigeren Zöllen. Aus diesem Grun­
de lehnt die EWG generell bei we- 
sentlidien Disparitäten eine Hal­
bierung ihrer Zölle ab und bietet 
nur eine geringere Senkung an. 
Dieses V erhalten entspridit einem 
Besdiluß der GATT-Ministerkonfe- 
renz von 1963. Dort heißt es, daß
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im Falle von  w esentlid ien , d. h. den 
H andel beeinflussenden D isparitä­
ten  die Zollsenkungen n ich t linear, 
sondern nad i S onderregeln  vorge­
nommen w erden sollen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  V on ame­
rikanisd ier Seite sind V orw ürfe ge­
gen das A m erican Selling Price 
System (ASP), den Buy-American- 
A ct und Anti-Dumping-Praktiken 
mit dem H inweis bean tw ortet wor­
den, daß aud i die EWG ähnlidie 
nichttarifäre Handelshemmnisse be­
säße. In diesem  Zusammenhang 
w urde das Besteuerungssystem  für 
Autom obile in  den EWG-Ländern, 
K ohlekontingente, Tabakmonopole 
und n id it zuletzt die gesamten 
A grarm arktordnungen genannt. 
W ird nicht aud i angesidits dieser 
sdiw erw iegenden Vorwürfe die 
EWG zu Konzessionen und, wenn 
ja, in  welchem Ausmaß kommen 
müssen?

S C H M Ü C K E R :  Das American
Selling Price System habe idi be­
reits vorh in  erw ähnt. Es hatte viel­
leid it 1922, als die amerikanisdie 
Farbstoffindustrie erst im Aufbau 
war, seine Berechtigung, keines­
falls jedod i heute, in einer Zeit, in 
der die am erikanisdie Chemie­
industrie  die mächtigste der W elt 
ist. D urdi dieses Bewertungssystem 
w ird m itunter ein  Zollsdiutz von 
w eit über 100 “/o des W ertes der 
eingeführten  W are erreidit. Meist 
w ird diese am erikanisdie Regelung 
zu den n id ittarifären  Handels­
hem m nissen gezählt. In W ahrheit 
häng t es jedoch derart eng mit der 
V erzollung zusammen, daß es nidit 
m it anderen  Maßnahmen, wie z.B. 
den Kraftfahrzeugsteuern, vergli- 
d ien  w erden  kann, die zwar eben­
falls für den internationalen Güter­
austausch störend sind, mit der Ein­
fuhr aber unm ittelbar nidits zu tun 
haben. W ir sollten diese Fragen 
sehr sorgfältig untersdieiden, denn 
n u r dann können w ir audi zu ver­
nünftigen Entsdieidungen kommen. 
Ich w ürde es deswegen begrüßen, 
w enn m an dies auch auf amerikani­
scher Seite akzeptieren und für die 
Abschaffung des Selling Price Sys­
tem s nur Zollkonzessionen verlan­
gen w ürde und nicht Maßnahmen 
im Bereich der Steuern oder der 
Kontingente.

Das gilt audi für die Anti-Dump­
ing-Praktiken einzelner Länder. 
Diese sollten gesondert unter- die 
Lupe genommen und nicht m it an­
deren Fragen vermischt werden. 
Gerade auf diesem Gebiet haben 
die EWG-Länder durdiaus begrün­
dete W ünsche gegenüber den USA 
und Kanada.

W as die EW G-Agrarmarktord- 
nungen angeht, so werden diese 
eingehend bei den Angeboten und 
Gegenangeboten auf dem Agrar­
sektor behandelt w erden müssen. 
Meines Erachtens sollte man die 
ohnehin schwierigen Probleme des 
Agrarbereichs aber nicht noch da­
durch erschweren, daß man von der 
EWG auch Konzessionen auf dem 
A grargebiet für ein amerikanisches 
Entgegenkommen auf dem gewerb­
lichen Sektor verlangt.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Von sei­
ten der Amerikaner, wie audi von 
seiten des GATT-Sekretariats, wird 
immer wieder der Termin des 
30. Juni 1967 genannt, bis zu dem 
die Kennedy-Runde unter Dach und 
Fach gebracht w erden müßte, da zu 
diesem Zeitpunkt die Vollmacht des 
amerikanischen Kongresses für den 
US-Präsidenten ausläuft. Mit die­
sem Termin w ird die EWG zu einer 
beschleunigten A ktion gedrängt. 
Sehen Sie Chancen, daß auch nach 
diesem Termin noch Verhandlun­
gen stattfinden können, und welche 
Rolle muß m an bei der Beurteilung 
dieser Frage den amerikanischen 
Interessen an einem Gelingen der 
Kennedy-Runde beimessen?

S C H M Ü C K E R :  W ir werden zu­
näd ist einmal alles daransetzen, 
um bis zu diesem Termin, der ta t­
sächlich eine erhebliche Rolle spielt, 
fertig zu werden. Für die EWG be­
deutet das, daß w ir uns beschleu­
nigt über eine Reihe von Fragen 
schlüssig werden müssen, die ohne­
hin bei der Bildung des gemein­
samen M arktes früher oder später 
zu entscheiden sind. Auf dem Indu­
striesektor dürfte es bei gutem 
W illen durdiaus möglidi sein, in­
nerhalb der noch zur Verfügung 
stehenden Zeit zu gemeinsamen 
Ergebnissen zu kommen. Ob dies 
allerdings auch bei allen Fragen 
des A grarsektors möglich sein

wird, läßt sich heute noch niciit 
beurteilen, weil die eigentlichen 
A grarverhandlungen der Kennedy- 

" Runde ja  noch gar nicht begonnen 
haben.

Nach dem Ergebnis der HWG- 
Ratstagung vom 9. — 11.5.1966 ist 
damit zu rechnen, daß die Verhand­
lungsm andate an die EWG-Kom­
mission in nädister Zeit erw eitert 
werden, auch auf dem gewerblichen 
Sektor. Das w ird den Fortgang der 
Genfer H andelsverhandlungen we­
sentlich beeinflussen.

Mit dem Vorhaben, auch den 
A grarm arkt weltweit zu ordnen, 
wurde der Kennedy-Runde ein sehr 
ehrgeiziges Ziel gesetzt, ü b er ein­
zelne Fragen — ich erinnere z. B. 
an das W eltgetreideabkomm en — 
verhandelt man ja  bereits eine 
ganze Reihe von Jahren, ohne zu 
einem konkreten Resultat gekom­
m en zu sein. Bei der Fülle der Pro­
bleme auf dem A grarsektor wird 
es überaus schwer sein, bis zum 
30. Jun i 1967 auf allen Teilgebieten 
zu befriedigenden Ergebnissen zu 
kommen. Es w äre schließlich aber 
auch schon ein Erfolg, wenn man 
sich über gewisse Grundzüge eini­
gen und die Einzelheiten dann nach 
Abschluß der Kennedy-Runde w ei­
ter beraten  würde.

Uber die Frage, ob imd in  wel­
chem Rahmen nach dem 30. Juni 
1967 eventuell noch w eitere Ver­
handlungen stattfinden sollten, 
brauchen w ir uns jetzt im einzelnen 
noch nicht den Kopf zu zerbrechen. 
Meines Erachtens sollten w ir je tzt 
vielm ehr alles tun, um die V er­
handlungen beschleunigt fortzuset­
zen und zu Lösungen zu kommen. 
W enn w ir dann n id it rechtzeitig 
fertig werden, w ird es bei dem 
guten W illen aller wichtigen EWG- 
M itgliedsländer und dem besonde­
ren Interesse der USA an einem 
Gelingen der Kennedy-Runde auch 
W ege geben, die bis dann geleiste­
ten V orarbeiten zu einem vollen 
Erfolg zu bringen. Ich weiß, daß in 
Kreisen der amerikanischen W irt­
schaft der dringende Wunsch be- 

. steht, die begonnenen Beratungen 
auf keinen Fall durch den Ablauf 
einer einmal gesetzten Frist end­
gültig abbrechen zu lassen.
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Die Kennedy-Runde kann Erfolg haben
Interview m it Botschafter W. l\/IichaeliBlumenthal, Leiter der Handelsdelegation 
der Vereinigten Staaten von Amerika in Genf

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  H err Bot­
schafter, in bezug auf die Kennedy- 
Runde gibt es mindestens zwei 
Thesen; Einmal w ird gesagt, es 
handele sich um einen Handels­
krieg zwisdien der EWG und den 
USA. Zum anderen ist besonders 
von Ihnen darauf hingewiesen w or­
den, daß dies ja  nicht der ursprüng­
liche Sinn der Kennedy-Runde sein 
könne. Sie haben immer wieder ge­
sagt, es handele sich bei der Ken­
nedy-Runde um ein weltweites Un­
ternehmen. Unsere Frage daher: 
Schließt die zweite These die erste 
wirklich aus? Es könnte ja  sowohl 
sein, daß es sich um ein weltweites 
Unternehmen handelt, daß aber, da 
die USA und die EWG die wichtig­
sten Partner sind und hier die 
größten Probleme auftreten, ein 
Handelskrieg ständig in der Luft 
liegt.

BLUMENTHAL: Ich glaube, das 
W ort Handelskrieg ist in diesem

Zusammenhang völlig falsch und 
trifft auf das, was wir hier in Genf 
tun, am wenigsten zu. In einem 
Handelskrieg versucht man, sich 
voreinander mit Zöllen zu verteid i­
gen oder greift den ändern mit 
Dumping-Maßnahmen an — kurz 
man tu t alles das nicht, was zu 
einem für alle Partner vorteilhaften 
Wachstum des Handelsvolumens 
führen könnte. Dagegen sind wir 
bei Handelskonferenzen, zu denen 
man die Kennedy-Runde rechnen 
muß, bestrebt, die Bedingungen für 
eine Handelsausweitung zu schaf­
fen. Sie haben allerdings recht, 
wenn Sie darauf hinweisen, daß die 
Kennedy-Runde auf der einen Seite 
eine m ultilaterale Verhandlung mit 
vielen Ländern ist und trotzdem 
einige, nämlich die EWG, die USA, 
Großbritannien und Japan die 
größere Rolle spielen. Und ebenso 
richtig ist es, wenn man darauf hin­
weist, daß in einer Konferenz zur

W.  M I C H A E L  B L U M E N T H A L

ist seit 1963 stellvertretender Sonderbeauftragter des am erikani­
schen Präsidenten für Zollverhandlungen mit Sitz in Genf. Als 
V ertreter Gouverneur Herters, des früheren amerikanischen Außen­
ministers, ist Botschafter Blumenthal in Genf der W ahrer der In­
teressen Amerikas bei der Kennedy-Runde des GATT. Persön­
liche Einsatzbereitschaft und seine hohen intellektuellen Fähig­
keiten haben Blumenthal zu einem der wenigen, wenn nicht gar — 
wie man sich in  Genf zuraunt — dem einzigen wirklichen Kenner 
der überaus schwierigen M aterie jener Zollverhandlungen gemacht. 
Vor seiner Genfer Tätigkeit w ar er zwischen 1961 und 1963 Leiter 
der amerikanischen Delegationen bei den Verhandlungen über das 
Baumwolltextilienabkommen sowie über das Internationale Kaffee- 
Abkommen. Daneben w ar er amerikanischer Delegierter bei der 
UN-Kommission für Rohstoffhandel und bei der Konferenz von 
Punta del Este, aus der die „Allianz für den Fortschritt" hervorging. 
Blumenthal, der in Deutschland geboren wurde, studierte W irt­
schaftswissenschaften in  Berkeley und Princeton und erlangte dort 
die G rade eines Badielor of Science in Economics (B. S.), eines 
M asters in Public Affairs (MPA) und eines Doktors der W irtschafts­
wissenschaften (Ph. D.). Bevor er 1957 in die Crown Cork Inter­
national Corporation, deren V izepräsident er bis 1961 war, eintrat, 
w ar Blümehthal Professor für Volkswirtschaftslehre in Princeton.

selben Zeit unterschiedliche An­
sichten vertreten  werden, über die 
hart verhandelt w erden muß. Das 
ist schließlich der Zweck einer Kon­
ferenz, Aber so sieht kein Handels­
krieg aus. W ir haben — wenn Sie 
so wollen — beides; eine multila­
tera le  Verhandlung, w enige große 
Partner, die M einungsverschieden­
heiten haben und daher hart mit­
einander verhandeln. Eines aller­
dings ist ihnen gemeinsam, nämlich 
das Bestreben, die Verhandlung 
zum Erfolg zu führen und eine 
spürbare Liberalisierung im indu­
striellen und landwirtschaftlichen 
Bereich zu erzielen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie steht 
es mit den Entwicklungsländern, die 
ja  auch an der Kennedy-Runde be­
teiligt sind? Die Entwicklungsländer 
haben des öfteren gesagt, daß sie 
sich gegenüber dem „Industrieclub" 
benachteiligt fühlen, der im GATT 
v ertreten  ist. W ie w ürden Sie die 
Rolle dieser Länder sehen?

B L U M E N T H A L :  Nun, ich glaube, 
daß die Entwicklungsländer in der 
Tat vor sehr ernsten Handelspro­
blemen stehen. Einige dieser Pro­
bleme stehen im Zusammenhang 
mit der Instabilität ihrer Rohstoff­
preise und dem M ißverhältnis zwi­
schen ihrer Rohstoffproduktion und 
ihrem Bedarf an Kapital. In der 
Kennedy-Runde allerdings können 
wir mit diesen Problemen nicht fer­
tig werden. Diese Probleme müssen 
in besonderen Rohstoffabkommen 
behandelt werden, die sich mit ein­
zelnen W arenm ärkten befassen. 
A ndereseits besteht m einer Mei­
nung nach natürlich auch in der 
Kennedy-Runde eine günstige Ge­
legenheit für die Lösung dieser 
Probleme, eine Gelegenheit, die 
diese Länder in  zunehmendem 
Maße erkennen. Sie selbst können 
nämlich wirklichen Nutzen aus die­
sen Verhandlungen ziehen. Das ist 
der Grund, warum so viele von
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il ihnen (über 20) aktiv daran teil- 
n nehmen. Hier ein Beispiel: Die USA 
h haben diesen Ländern Angebote in 
b bezug auf Produkte, die sie an uns 
e exportieren, gemacht. Für Länder
V wie Brasilien, Argentinien, einige 
d der afrikanischen und lateinameri- 
k kanischen Länder und Länder des 
F Fernen Ostens habe ich mir die 
2 Zahlen angesehen. Sie reichen im 
a allgemeinen von Zollsenkungen um 
5 50 Vo bis zu 80, 90, ja  sogar bis zu 
9 98“/o ihrer zollpflichtigen Exporte 
a an uns. Selbstverständlich wird das 
a allein die Wirtschaftsprobleme der 
E Entwicklungsländer nicht lösen, 
a aber es ist doch ein wichtiger Fak- 
t  tor. Sie erkennen das auch und sind 
d darum daran interessiert. Nun, ich 
r  nehme an, daß andere Länder wie 
C Großbritannien, die EWG und Ja- 
p pan ähnliche Anstrengungen ma- 
c dien, wenn mir hierüber auch keine 
e exakten Zahlen vorliegen.

W IR T SC H A FT SD IEN ST : Häufig
V werden die Entwicklungsländer 
a allein durch die Auswahl der Pro- 
c dukte benachteiligt. Der ganze 
1 Agrarprotektionismus bedrüdct die 
E Entwidslungsländer zweifellos be­

sonders stark. Zum Beispiel werden 
Baumwolltextilien sehr stark  ge­
schützt — wahrscheinlich werden 
die A usnahm elisten in den V er­
handlungen sogar akzeptiert. Man 
hat in diesem Zusammenhang ge­
meint, daß auf Grund dieser Tat­
sachen die Entwicklungsländer durch 
eine lineare Zollsenkung nicht die 
Vorteile erlangen würden, die die 
Industrieländer erhalten, falls die 
Kennedy-Runde erfolgreich ist.

B L U M E N T H A L :  Es stimmt, daß 
viele Entwicklungsländer an tropi­
schen Erzeugnissen äußerst inter­
essiert sind. Es stimmt auch, daß 
diese Produkte zum Agrarbereich 
gehören und daß sie deshalb nicht 
Gegenstand einer linearen Zollsen­
kung von 50 “/o sind. Ferner stimmt 
es, daß Baumwolltextilien ein be­
sonderes Problem darstellen. Ande­
rerseits unternehm en einige Länder 
besondere Anstrengungen, und ich 
hoffe, daß alle Länder dasselbe tun 
werden. W ir haben uns besonders 
bemüht, darum ist die Zahl unserer 
Zollsenkungsangebote an Entwidc- 
lungsländer auch so hoch. Im Falle 
der EWG w arten  w ir ab. W ir hof-

' fen, daß sie ebenfalls alle Kräfte 
aufbieten wird. Sie hat es verspro­
chen. So gibt es gewiß bedeutsame 
Vorteile. Die Entwicklungsländer 
haben uns immer zu verstehen ge­
geben, daß die Beseitigung der Re­
striktionen für tropische Produkte 
sehr wichtig für sie ist. Natürlich 
gibt es einige landwirtschaftliche 
Güter (Fleisch oder Zucker), für die 
es in vielen Ländern besondere Be­
stimmungen gibt, so daß auf diesen 
Gebieten die Möglichkeiten für 
einen spürbaren Handelszuwachs 
begrenzt sind. Und das ist ein Nach­
teil. Bezüglich der Baumwolltexti­
lien bestehen, so glaube ich, echte 
Chancen. Sie sagen, sie werden 
wahrscheinlich ausgenommen w er­
den; das stimmt nicht unbedingt. 
W ir hoffen, auch auf diesem Gebiet 
Vereinbarungen zu erzielen, die die 
H andelsrestriktionenn bedeutend 
liberalisieren, sowohl was die Zölle 
als auch w as die quantitativen Be­
schränkungen betrifft.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Im Zu­
sammenhang mit der Agrarfrage ist 
der Vorwurf aufgetaucht, daß die 
Vereinigten Staaten die Entwick-

m
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lungsländei vorschieben, um das 
eigene A grarinteresse an der Ken- 
nedy-Runde um so stärker durdizu- 
boxen. W ie sehen Sie solch einen 
Vorwurf?

B L U M E N T H A L :  M einer Meinung 
nach wird dieser Vorwurf über­
haupt nicht durch Tatsachen erhär­
tet. Ich glaube nicht, daß man uns 
vorwerfen kann, besonders zurück­
haltend zu sein, wenn es darum 
geht, unsere Interessen zu erläu­
tern  oder uns dafür sehr energisch 
einzusetzen. Auch habe ich eigent­
lich kaum jem als kritische Äuße­
rungen darüber vernommen, daß 
sich irgend jem and — sei es in 
Genf oder in  W ashington — hinter 
dem Rücken der Entwicklungslän­
der verkrieche. W ir haben sehr 
deutlich unsere Interessen vertre ­
ten  und w erden das immer tun. Auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft 
haben wir lebenswichtige In ter­
essen. W ir haben daraus keinerlei 
Geheimnis gemacht. In dieser Hin­
sicht vertreten  w ir unseren Stand­
punkt durchaus ohne fremde Rük- 
kendeckung.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Von sei­
ten der V ereinigten Staaten wird 
der EWG der Vorwurf gemacht, sie 
betreibe einen starken A grarpro­
tektionismus, was zweifellos richtig 
ist. A ndererseits aber kann man 
doch wohl nicht leugnen, daß die 
USA auch ihre eigene Landwirt­
schaft unterstützen. Zwar tun sie 
das in anderer Form als die EWG, 
das ändert aber nichts an dem Fak­
tum  der Unterstützung. W ie beur­
teilen Sie die eigenen Hilfsmaßnah­
men für Ihre Landwirtschaft in die­
sem Zusammenhang?

B L U M E N T H A L :  Zunächst glaube 
ich, müssen w ir alle zugeben, daß 
wir alle zu verschiedenen Zeiten 
auf diesem Gebiet Ziele verfolgt 
haben, die nicht völlig mit den 
Grundsätzen einer liberalen Han­
delspolitik im Einklang stehen. 
Man kann durchaus sagen, daß wir 
alle Sünder sind. Die Frage ist nur, 
wie groß die Sünde w ar und was 
wir in Zukunft zu tun gedenken, 
weniger, was wir in  der V ergan­
genheit getan haben. Außerdem 
gibt es einige sehr wichtige Punkte, 
an die w ir denken müssen, wenn

wir M ittel und W ege ausfindig 
machen wollen, um auf diesem Ge­
biet den Handel zu erweitern.

In den USA haben w ir sehr 
schmerzhaft erfahren müssen, daß 
Preisfixierungen oder Gesetze die 
Agrarproduktion nicht lenken kön­
nen, W enn wir unseren Farmern 
Preisgarantien gaben, galt dies des­
halb immer nur für eine bestimmte 
Menge ihrer Produkte oder für eine 
gewisse, nach Gebieten begrenzte, 
Produktion. Sie wurden immer da­
von unterrichtet, daß mit einer be­
stimmten Preisgarantie die V er­
pflichtung verbunden war, ihre Pro­
duktion zu senken, die Anbauflä­
chen zu begrenzen oder zum Teil 
völlig aufzugeben.

W as uns bei der EWG Sorgen 
macht, ist die Tatsache, daß auf v ie­
len Gebieten die gemeinsame 
Agrarpolitik diesem Grundsatz 
nicht Rechnung trägt. Die Gemein­
schaft verfolgt eine Politik relativ 
hoher Preise, die allen Bauern für 
alle Produkte garantiert werden. 
Und diese Garantie wird durch eine 
M aßnahme gewährt, die w ir als 
einen absoluten Schutz beim grenz­
überschreitenden Verkehr ansehen, 
nämlich die Einrichtung des Ab­
schöpfungssystems, das einen Preis­
wettbewerb Außenstehender de 
facto nicht zuläßt. Und außerdem 
gibt es die Möglichkeit sogenannter 
Rückvergütungen, die w ir als Ex­
portsubventionen betrachten. Auf 
diese W eise können durch hohe 
Preise geförderte Agrarüberschüsse 
in Drittländern im W ettbewerb mit 
anderen leistungsfähigeren Ländern 
abgesetzt werden.

Das ist es, was uns Sorgen macht, 
denn bei den hohen Preisen, die die 
Gemeinschaft dem Bauern für alles 
garantiert, was er nur liefern kann, 
nehmen w ir an, daß sie Über­
schüsse erzielen muß. Das bedeutet 
nicht nur, daß wir auf ihrem M arkt 
auf Grund des Abschöpfungssy­
stems keine W ettbewerbschancen 
haben, sondern auch, daß die 
M ärkte dritter Länder für uns ge­
fährdet sind.

Ich will Ihnen ein Beispiel geben, 
d. h. was sich bei dem berühmten 
„Hähnchenkrieg" ereignet hat. W ir 
haben nicht nur unseren M arkt für

Brathähnchen in der EWG, beson­
ders in Deutschland verloren, son­
dern der hohe Preis und die Ab­
schöpfungen haben im Gemeinsa­
men M arkt dazu geführt, daß hoch­
subventionierte Exporte aus der 
EWG nach anderen Ländern wie 
z. B. die Schweiz, Österreich oder 
sogar das w eitentfernte Japan statt­
fanden. Das fst das Problem. Einer 
der Punkte, die w ir in der Kennedy- 
Runde diskutieren müssen, und der 
bereits je tzt diskutiert wird, ist die 
Frage, wie w ir zu Verpflichtungen 
kommen, die für die Binnenmärkte 
verbindlich sind, weil in derartigen 
Fällen die Binnenmärkte große 
W irkungen auf den Handel haben.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Können
Sie je tzt schon sagen, welche Zu­
geständnisse Sie von der EWG er­
warten?

B L U M E N T H A L :  Ich bin nicht der 
Meinung, daß man das zu diesem 
Zeitpunkt schon quantifizieren kann, 
und zwar aus einem sehr guten 
Grunde: W eil aus Gründen, die 
Ihnen ja  bekannt sind, die EWG 
der einzige Teilnehmer ist, der noch 
keinerlei agrarpolitische Angebote 
gemacht hat. W enn noch keine kon­
kreten  Angebote vorliegen, kann 
m an sehr schwer sagen, ob man 
mehr haben will oder ob man zu­
frieden ist. Aber ich kann Ihnen 
einen ganz allgem einen Kommen­
ta r geben: W ir w ürden auf dem 
A grarsektor ein Ergebnis begrüßen, 
das zwei Aspekten Rechnung trägt: 
E r s t e n s ,  w ir würden es ganz gern 
sehen, wenn Subventionierung und 
Protektionismus auf der ganzen 
W elt und bei a l l e n  Ländern be­
grenzt würden. Das gilt nicht nur 
für die EWG, sondern genausogut 
für Großbritannien und Japan, und 
auch w ir sollten die gleichen Ver­
pflichtungen eingehen. Z w e i t e n s  
w ürden wir gern die Chance ha­
ben, unseren A nteil an den Märk­
ten dritter Länder zu behalten und 
w e t t b e w e r b s f ä h i g  zu sein, 
wenn es um einen Anteil an ihrer 
wachsenden Nachfrage geht (keine 
Garantie, aber die Möglichkeit des 
W ettbewerbs). Denn w ir glauben, 
auch ohne Subventionen leistungs­
fähig produzieren zu können. Das 
ist für die USA sehr wichtig, denn 
etwa 20 bis 25 “/o (d h, 5 bis 6 Mrd. f  
jährlich) unserer Exporte bestehen
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am u s landwirtschaftlidien Gütern. Es 
is ts t  natürlidi nodi bedeutsamer für 
LäLänder wie Neuseeland, dessen Ex- 
pcpoTte etwa zu 90 Vo aus landwirt- 
scfechaftlidien Produkten bestehen, 
odider für Australien oder europäi- 
sdsdie Staaten wie Dänemark oder 
ahaber Entwicklungsländer wie Ar- 
gegentinien. Das ist es, war wir zu 
ererreidien hoffen. W ir sind sldier- 
lididi dazu bereit, hinsiditlidi unseres 
eieigenen Marktes ähnlidie Angebote 
zuzu machen oder Verpflichtungen 
eieinzugehen, wie wir sie von ande­
reren fordern. Nun, wir haben unsere 
AAngebote auf den Konferenztisch 
gegelegt. Wir sind darauf vorbereitet 
umnd hoffen jetzt, daß besonders 
nmach den letzten Brüsseler Verein- 
bcbarungen audi die EWG bald bereit 
sesein wird und daß wir dann viel- 
leleidit ein wenig später auf Ihre 
FtFrage zurüdckommen und sie be­
arantworten können, wenn wir diese 
FcFakten kennen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Sie haben 
eben das W ort W ettbewerb in die 
Diskussion gebradit. Man hat häu­
fig gesagt, was den USA die A grar­
frage ist, sei für die EWG die In­
dustriefrage. A udi dort w ird mit 
dem Argum ent des W ettbewerbs 
argumentiert. Und daher wird dann 
immer wieder gesagt: Ganz so libe­
ral sind schließlich die Einfuhrprak­
tiken der Am erikaner auch nidit! 
Stidiwort: American Selling Price 
System bei den Chemieprodukten. 
Ist es nicht bereditigt, solche Fra­
gen vorzubringen? W as verlangen 
die USA, um auf diesem Gebiet 
Konzessionen zu machen?

B L U M E N T H A L :  Ich glaube, daß 
das eigentlidi zwei Fragen sind, 
und id i will versuchen, sie beide — 
eine nadi der anderen —• zu beant­
worten. Die erste Frage lautet: Sind 
wir, ganz allgemein gesprodien, auf 
dem industriellen Sektor liberal

oder noch liberaler als andere Län­
der, und falls das nicht zutrifft, was 
gedenken wir in dieser Sadie zu 
tun? Die zweite Frage behandelt 
den ganz speziellen Fall des Ame­
rican Selling Price.

Zur ersten Frage meine ich, daß 
auf einigen Gebieten unsere pro­
tektionistische Einstellung redit 
ausgeprägt ist und daß einige unse­
rer Praktiken n id it gerade liberal 
genannt werden können. A nderer­
seits sind wir jedodi der Meinung, 
daß andere Länder auch nicht ge­
rade völlig unschuldig sind und daß 
es auch da relativ  hochprotektio- 
nierte Sektoren und ganz ähnlidie 
Fälle von wenig liberalen Prakti­
ken gibt. Das ist ganz normal, da 
einige Industriezweige weniger lei­
stungsfähig sind als andere. Dafür 
gibt es historische Gründe, dafür 
gibt es solche politischer und sozia­
ler Art, und es w äre höchst über-
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lasdicnd, wenn das nicht der Fall 
wäre. Das ist es ja  gerade, wofür 
die Kennedy-Runde da ist. Und 
selbstverständlich, sind wir bereit, 
w eiter zu verhandeln. In der Tat 
ergibt aber ein Vergleich der durch­
schnittlichen Zolltarife, bei dem 
man alle Vorsicht im Hinblick auf 
die vergleichbaren Daten walten 
lassen muß, daß ganz allgemein ge­
sprochen die durchschnittliche Höhe 
der Zolltarife bei der EWG und den 
USA gar nicht so große U nter­
sdiiede aufweist. Es trifft zu, daß 
w ir auf einigen Gebieten einen sehr 
hohen Zollschutz besitzen, auf an­
deren dagegen liegen unsere Zölle 
ziemlich niedrig, im allgemeinen 
entsprechen wir aber dem Durch­
schnitt. Die Japaner liegen etwas 
höher.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Ja, dieser 
Punkt wird sehr häufig anders ge­
sehen. W ir haben hier eine Tabelle, 
die von Prof. Bela Balassa zusam­
mengestellt worden ist und in der 
neben der nominalen die effektive

Zollbelastung angegeben ist. H ier­
nach wird Ihre These stark unter­
stützt.

B L U M E N T H A L :D a s  Beste, was ich 
in diesem Zusammenhang tun kann, 
ist, auf eine Analyse ‘) zu verw ei­
sen, die vom CED (Committee for 
Economic Development, eine pri­
vate Organisation in den USA) er­
stellt worden ist, und die wir für 
sehr fair und objektiv halten. Diese 
Analyse zeigt verschiedene W ege 
auf, w ie man durchschnittliche Zoll­
tarife berechnen kann. Je  nachdem, 
welcher Methode man sich dabei 
bedient, schneiden w ir sehr gut 
oder aber auch sehr schlecht ab. 
Aber nach der Schlußfolgerung des 
CED kommt alles mehr oder weni­
ger auf eins heraus, wenn man sich 
die verschiedenen Berechnungs­
methoden ansieht, je  nachdem, ob 
man einfache Durchschnitte, gewo­
gene Durchschnitte, m ehr oder we-

1) Com m ittee for Economic Developm ent: 
T rade N egotiations for a B etter Free W orld 
Economy. N ew  York 1964.

niger echte Durchschnitte auswählt: 
allgemein gesehen sind die Zoll­
niveaus in  etwa gleich hoch.

Nun zur zweiten Frage. Auf eini­
gen besonderen Gebieten haben 
w ir andere Handelsschranken als 
Zölle, ein Beispiel hierfür ist der 
American Selling Price. Andere 
Länder bieten andere Beispiele. Ge­
hen wir auf einige von diesen Bei­
spielen ein; In bestimm ten Ländern 
der EWG ist die Einfuhr am erika­
nischer Kohle kontingentiert. Oder 
lassen Sie mich ein anderes Beispiel 
nennen: In bestimm ten Ländern der 
EWG sind die Kraftfahrzeugsteuern 
so gestaltet, daß sie höchst restrik­
tiv  wirken. Oder ein drittes Bei­
spiel: Für bestimmte Produkte darf 
nicht unbeschränkt geworben werden 
(ich denke hier z.B. an Whiskey), 
eine Maßnahme, die sich in einigen 
Ländern der EWG auf den Absatz 
von W hiskey im Vergleich mit an­
deren konkurrierenden alkoholi­
schen Getränken sehr ungünstig 
auswirkt. Ich kann Ihnen für Japan,

Nom inale und effektive Zollsätze ausgewählter Industrieländer (1962)

Vereinigte
Staaten EWG Großbritannien Schweden Japan

nominal effektiv nominal effektiv nominal effektiv nominal effektiv nominal effektiv

Garne 11,7 31,8 2,9 3,6 10,5 27,9 2,2 4,3 2,7 1,4
Gewebe 24,1 50,6 17,6 44,4 20,7 42,2 12,7 33,4 19,7 48,8
Strümpfe 25,6 48,7 18,6 41,3 25,4 49,7 17,6 42,4 26,0 60,8
Bekleidung 25,1 35,9 18,5 25,1 25,5 40,5 14,0 21,1 25,2 42,4
Andere Textilwaren 19,0 22,7 22,0 38,8 24,5 42,4 13,0 21,2 14,8 13,0
Schuhwaren 16,6 25,3 19,9 33,0 24,0 36,2 14,0 22,8 29,5 45,1
Holzprodukte (einschließl. Möbel) 12,8 26,4 15,1 28,6 14,8 25,5 6,8 14,5 19,5 33,9
Papier und Papierprodukte 3,1 0,7 10,3 13,3 6,6 8,1 2,0 —0,7 10,5 12,9
Druck 2,5 2,2 3,3 —0,7 2,7 0,2 0,7 0,0 1,6 —4,2
Leder 9,6 25,7 7,3 18,3 14,9 34,3 7,0 21,7 19,9 59,0
Lederwaren (ausgen. Schuhe) 15,5 24,5 14,7 24,3 18,7 26,4 12,2 20,7 23,6 33,6
Gummiwaren 9,3 16,1 15,1 33,6 20,2 43,9 10,8 26,1 12,9 23,6
Plastikartikel 21,0 27,0 20,6 30,0 17,9 30,1 15,0 25,5 24,9 35,5
Synthetische Stoffe 18,6 33,5 12,0 17,6 12,7 17,1 7,2 12,9 19,1 32,1
Andere diemiscbe Stoffe 12,3 26,6 11,3 20,5 19,4 39,2 4,5 9,7 12,2 22,6
Reinigungsmittel und Parfüms 11,2 18,8 13,8 26,7 11,1 11,2 10,9 27,9 26,2 61,5
Verschiedene chemische Stoffe 12,6 15,6 11,6 13,1 15,4 16,7 2,5 0,0 16,8 22,9
W aren aus mineralischen Stoffen 18,2 30,4 13,3 19,8 13,6 20,9 6,0 10,0 13,5 20,8
Glas und Glaswaren 18,8 29,3 14,4 20,0 18,5 26,2 13,8 22,6 19,5 27,4
Roheisen und Ferromangan 
Stahlrohblöcke und andere

1,8 9,3 4,0 — 13,8 3,3 17,9 0,0 —0,7 10,0 54,3

Rohstahlformen 10,6 106,7 6,4 28,9 11,1 98,9 3,8 40,0 13,0 58,9
W  alzwerkprodukte 7,1 —2,2 7,2 10,5 9,5 7,4 5,2 13,2 15,4 29,5
Andere Stahlprodukte 5,1 0,5 9,9 20,9 17,0 46,8 5,4 9,5 13,4 14,1
NE-Metalle 5,0 10,6 2,4 5,0 6,6 19,4 0,4 0,6 9,3 27,5
M etallgießwaren 6,6 10,0 12,4 21,0 16,0 26,9 8,0 34,7 20,0 32,5
M etallerzeugnisse 14,4 28,5 14,0 25,6 19,0 35,9 8,4 16,2 18,1 27,7
Landwirtschaftliche Maschinen 0,4 —6,9 13,4 19,6 15,4 21,3 10,0 16,0 20,0 29,2
Maschinenbauerzeugnisse 11,0 16,1 10,3 12,2 16,1 21,2 8,8 11,6 16,8 21,4
Eiektrotechnische Erzeugnisse 12,2 18,1 14,5 21,5 19,7 30,0 10,7 17,7 18,1 25,3
Sdiiffe 5,5 2,1 0,4 — 13,2 2,9 —10,2 0,9 —5,8 13,1 12,1
Eisenbahnfahrzeuge 7,0 7,3 11,1 —0,2 21,1 33,3 8,7 13,8 15,0 18,5
Automobile 6,8 5,1 19,5 36,8 23,1 41,4 14,7 30,5 35,9 75,7
Fahrräder und M otorräder 14,4 26,1 20,9 39,7 22,4 39,2 17,1 35,8 25,0 45,0
Flugzeuge 9,2 8,8 10,5 10,8 15,6 16,7 3,7 3,0 15,0 15,9
Präzisionsgeräte 21,4 32,2 13,5 24,2 25,7 44,2 6,6 14,9 23,2 38,5
Sportartikel, Spielwaren, Schmuck 25,0 41,8 17,9 26,6 22,3 35,6 10,6 16,6 21,6 31,2

Q u e l l e  ; Bela B a l a s s a  : Tariff P rotection in Industria l C ountries, A n Evaluation. In: The Jou rna l of Political Economy. Band 
LXIII (1965), S. 573 f{.
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G roßbritannien oder die anderen 
EFTA-Länder ähnlid ie Beispiele 
nennen. Id i -will dam it nur andeu­
ten, daß jedes Land auf bestimmten 
G ebieten derartige Praktiken ver­
folgt, und aud i w ir tun  das. Einer 
dieser Fälle ist der American Sel­
ling Price. W ir sind nun aber über­
eingekomm en, in  der Kennedy- 
Runde nicht nur die Zölle, sondern 
aud i diese nichttarifären Handels­
hem m nisse zu behandeln. Kein 
Land w ird  in dieser Frage einsei­
tige Konzessionen m adien, es müs­
sen auch Konzessionen der anderen 
Seite vorliegen, und gerade dar­
über w ird je tz t verhandelt. Deshalb 
sind w ir durchaus darauf vorberei­
tet, die G esiditspunkte der anderen 
Länder zu erw ägen und unserer­
seits A nstrengungen im Falle des 
A m erican Selling Price zu unter­
nehm en. Je tz t hoffen wir aber audi, 
daß unsere  Partner, audi die EWG, 
den Beweis dafür antreten, daß sie 
zu entspred ienden  Gegenleistungen 
bereit sind, w enn w ir ihnen auf Ge­
bie ten  entgegenkommen, die für 
sie  problem atisdi sind.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Von sei­
ten der V ereinigten Staaten wird 
sehr häufig mit dem 30. 6. 1967 ge­
drängt. Bekanntlidi läuft bis dahin 
die Vollm adit des Kongresses für 
den Präsidenten aus. Nun könnte 
man sidi natürlid i fragen: W enn 
einerseits die V ereinigten Staaten 
ein vitales Interesse am Zustande­
kommen der Kennedy-Runde haben 
und andererseits die tedinisdien 
Sdiw ierigkeiten so groß sind, daß 
man es bis zu diesem Termin nidit 
sdiaffen kann, so müßte dodi der 
Kongreß audi einer Verlängerung 
der Verhandlungsvollm adit zustim­
men. Sehen w ir das falsdi? Oder 
w eldie Argum ente spielen hier eine 
Rolle?

B L U M E N T H A L :  Meiner Meinung 
nach ist es sehr schwer vorauszu­
sagen, was der Kongreß 1967 tun 
würde, falls der Präsident um eine 
Erneuerung seiner Vollmaditen b it­
ten müßte. Das ist eben das Pro­
blem, wir wissen es nicht. Aber 
wir dürfen unsere Augen nidit vor 
der Tatsache versdiließen, daß die 
Unsidierheit sehr groß ist und daß

es mit großen Risiken verbunden 
ist, nodi einmal an den Kongreß 
heranzutreten. W ir sdireiben nicht 
mehr 1962, sondern wir sind dann 
im Jahre 1967. 1962 erteilte der 
Kongreß noch nie dagewesene Voll­
maditen, so etw as hatten wir bis 
dahin nodi nie gehabt. W enn der 
Präsident an den Kongreß mit der 
Bitte um eine Erneuerung dieser 
Vollmaditen herantreten muß, so 
müssen beide Häuser ein Gesetz 
verabschieden. In dem einen Haus 
sitzen 435 Kongreßabgeordnete, im 
anderen 100 Senatoren. W as sie 
tun werden, weiß kein Mensdi.

Und da ist nodi ein weiterer 
Punkt: Es ist keineswegs sicher, 
daß das neue Gesetz ebenso libe­
ral ist wie das alte. Und das könn­
te sich als ein w irklidi ernstes Pro­
blem herausstellen. Das ist audi 
der Grund für unsere Äußerung, 
daß wir alles nur möglidie unter­
nehmen müssen, um die Verhand­
lungen vor dem 30. Juni 1967 abzu­
schließen. Ich meine, w ir können 
das sdiaffen. Aber wenn wir keinen 
Erfolg haben, werden wir — d. h.
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alle von uns, die einen erfolgrei­
chen Absdiluß der Kennedy-Runde 
wünsdien — uns einer äußerst 
sdiwierigen, unsidieren und nidit 
vorhersehbaren Situation gegen­
übersehen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W enn wir 
Sie riditig verstehen, H err Bot- 
sdiafter, dann sind Sie der An­
sidit, daß das sdiöne W etter des 
Liberalismus, mit dem damals der 
Start zur Kennedy-Runde gegeben 
worden ist, vorüberzugehen droht 
und s ta tt dessen dunkle W olken 
des Protektionismus aufziehen — 
und das nidit zuletzt in Ihrem 
eigenen Land.

B L U M E N T H A L :  Idi mödite nidit 
den Eindrude verm itteln, daß eine 
W oge des Protektionismus die USA 
zu übersdiwemmen droht. Das wäre 
eine krasse Übertreibung. W as idi 
zum Ausdrudc bringen will, ist die 
Tatsadie, daß bei unserem Regie­
rungssystem am Anfang die dem 
Präsidenten erteilte Vollmadit steht 
und er dann handeln kann. Das un­
tersdieidet sid i von den Regie­

rungssystem en in anderen Ländern, 
bei denen die Regierungen zunädist 
verhandeln und sidi später um die 
Ratifizierung bemühen müssen. Um 
eine V erlängerung des Trade Ex­
pansion A ct einzukommen, würde 
bedeuten, dem Kongreß die Ge­
legenheit zu geben, im Hinblidi 
auf die bisherigen Verhandlun­
gen und möglidie Resultate seinen 
Standpunkt zu vertreten, und das 
Ergebnis w äre unsidier. Und das 
w äre nur natürlidi, denn offen- 
sichtlidi gibt es Industriezweige, 
die einige Befürditungen hegen. 
Aber es ist gerade das Verfahren, 
mit dem unsere Gesetze vorge­
sdilagen und verabsdiiedet werden, 
das diese Komplikationen hervor­
ruft, ganz abgesehen davon, ob es 
heute mehr protektionistische Res­
sentiments gibt als damals.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Es wäre 
also auf jeden Fall besser, wenn 
die Kennedy-Runde bis 1967 abge- 
sdilossen würde. W ie beurteilen 
Sie nadi den letzten Brüsseler Be- 
sdilüssen vom 9. — 11.5.1966, in 
denen sidi die EWG-Länder ver-

pfliditet haben, an die Kommission 
die entsprechenden M andate für 
die Verhandlungen in der Kenne­
dy-Runde zu erteilen, die Aussidi- 
ten für einen Absdiluß?

B L U M E N T H A L :  M einer Ansidit 
nadi kann id i Ihre Frage ganz 
k lar beantworten: ja, es ist mög­
lidi, zu guten Resultaten sowohl bei 
der Industrie als auch bei der Land­
wirtschaft zu kommen, Resultate die 
bei weitem das übertreffen, was in 
den vergangenen Verhandlungen 
erreidit wurde.

Aber der Zeitplan drängt jetzt 
sehr. Vor allem erfordert er jetzt, 
daß die EWG in den nächsten W o­
chen tatsädilich die notwendigen 
Entsdieidungen für die Landwirt­
schaft und die nodi verbleibenden 
industriellen Sektoren trifft. Zum 
Beispiel haben wir nodi keinerlei 
Angebote bei Papier und Papier­
produkten und auch nodi kein bin­
dendes Angebot bei Aluminium. So­
wohl diese als audi die agrarpo- 
litisdien Entsdieidungen müssen 
nun sehr sdinell getroffen werden.

Die Aufbauarbeit in Israel

Irma Schaafhausen

ENTWICKLUNG DURCH SELBSTHILFE
am Beispiel Israel
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W enn w ir das erreid ien , und wenn 
w ir w irk lid i un ter großem Zeit- 
drudi w esentlid i sdineller verhan­
deln können als bisher, so sehe idi 
keinen Grund, warum wir die Ver­
handlungen n id it reditzeitig zum 
Absdiluß bringen können. Auf vie­
len G ebieten können wir sdion die 
Umrisse der zukünftigen Verein­
barungen entdedcen. Am Ende des 
dunklen Tunnels ersdieit bereits 
ein w inziges Lidit, und idi sehe 
keinen Grund, warum wir midit bei 
w irk lid i harte r Arbeit den dunklen 
Tunnel h in ter uns lassen und das 
Tageslid it erreid ien  sollten. Es wird 
sdiw ierig  werden, und es wird 
spannungsreid ie Augenblidce ge­
ben, aber es kann gesdiafft w er­
den.

Lassen Sie m idi absdiließend 
nodi etw as sagen. Warum muß es 
gesdiafft werden, warum müssen 
w ir alle hart arbeiten? Sidier nidit

nur, weil die Erteilung weiterer 
Vollmaditen durdi den Kongreß 
problem atisdi ist, sondern audi, 
weil die Verhandlungen — insge­
samt gesehen — nun sdion über 
drei Jahre andauern. W ir stehen 
bereits im vierten  Jahr. Und wenn 
audi Verhandlungen, die sidi ein 
so ehrgeiziges Ziel stedien, selbst- 
verständlidi langwierig sind und 
viel Geduld und Vorbereitungen er­
fordern, so wird dodi einmal ein 
Punkt erreidit, wo Entsdieidungen 
entweder getroffen oder nidit ge­
troffen werden — später können 
sie dann nidit mehr nadigeholt w er­
den. Man kann n id it sieben oder 
zehn Jahre  in Genf herumsitzen 
und über Handelsfragen verhan­
deln. Kein Land m adit das auf die 
Dauer mit. Die Entwiddungsländer, 
die so lange gew artet haben, wer­
den das nidit für immer tun. Und 
das ist verständlidi. In Europa

wirft die wadisende Diskriminie­
rung zwisdien EWG- und EFTA- 
Ländern ernste Probleme auf. Nädi- 
stes Jah r w ird diese beinahe voll­
kommen durdigeführt sein, dann 
würden die Ergebnisse der Kenne- 
dy-Runde M ittel und W ege bieten, 
die Sdiranken zwisdien den ver­
sdiiedenen europäisdien Gruppen 
abzubauen.

Alles das ist sehr widitig, und 
es muß jetzt getan werden. Idi 
glaube, daß wir uns sdinell dem 
Zeitpunkt nähern, da es heißt 
„jetzt oder nie". Das ist eine Be­
urteilung der allgemeinen Situati­
on, aber es liegt in der Luft, daß 
der Augenblidc der Entsdieidung 
so oder so gekommen ist. Und das 
ist der Grund, warum idi bereits 
einmal sagte: 1966 ist das Jahr der 
Entsdieidung. Sidi je tzt nidit zu 
entsdieiden, heißt, sidi für ein Miß­
lingen entsdieiden.

Schutz für „leistungsfähige“ Industrien?
Die Zeiten, in denen W irtsdiaftszweige an der Kla­

gem auer über unfaire W ettbewerbsbedingungen 
und eine sd iled ite  Ertragslage lamentieren sowie nadi 
Subventionen oder Importsdiutz rufen, sdieinen sidi 
dem  Ende zuzuneigen. Nidit, daß es plötzlidi keine 
W irtsdiaftszw eige mehr gäbe, die unter „unfairen“ 
W ettbewerbsbedingungen oder sdilediter Ertragslage 
leiden! A udi Forderungen werden w eiterhin freimü­
tig  erhoben. Geändert hat sidi nur die Begründung 
für die Forderungen, die man stellt. Man steht n id it 
m ehr an der Klagemauer! V ielleidit erweist sidi die 
n e u e  M ethode, bei der auf die besonderen „Leistun­
gen" hingew iesen wird, als nodi erfolgreidier.

So p räsen tierte  die Textilindustrie der öffentlid ikeit 
kürzlid i einen n id it unbekannten W unsdikatalog. Zu­
n äd is t w ird — zu Redit — der Übergang zum M ehr­
w ertsteuersystem  für notwendig eraditet. Der „ano­
m alen Konkurrenz", der sidi die Textilindustrie aus­
gesetzt fühlt, soll zum zweiten durdi eine verbesserte 
Antidumping-Gesetzgebung begegnet werden. Drittens 
sollten die Einfuhren aus den sogenannten N iedrig­
preisländern, insbesondere aus Ostasien, und aus den 
S taatshandelsländern begrenzt werden. V iertens sdiließ- 
lid i fordert man, daß textile Erzeugnisse in der Ken­
nedy-Runde von Zollsenkungen ausgenommen werden.

D iese Forderungen, die nadi Meinung des gesdiäfts- 
führenden Präsidialmitgliedes des Gesamtverbandes 
Textil, Dr. Staratzke (MdB), die Legitimation der Lei­
stungsfähigkeit aufweisen, sind damit — so behauptet 
die Textilindustrie — keine Klagerufe mehr. Als Beweis

für die Leistungsfähigkeit dient der Textilindustrie die 
Produktivität. In der Tat bew irkten die beträditlidien 
Modernisierungs- und Rationalisierungsinvestitionen 
— seit 1960 fünf M illiarden DM — für den Zeit­
raum von 1958 bis 1965 eine Produktivitätssteigerung 
von 86 “/o. Damit liegt die Textilindustrie, so wird 
stolz hervorgehoben, in der Produktivitätsentwidc- 
lung an der Spitze der gesamten verarbeitenden In­
dustrie.

Nun sagen Steigerungsraten nidit sehr viel aus, wenn 
das Ausgangsniveau unbekannt ist. Außerdem müßte 
eine hohe Produktivitätssteigerung mit den Steige­
rungsraten der Konkurrenzländer verglidien werden, 
da d e r e n  Leistungsfähigkeit widitig ist. Sdiließlidi 
versdileiert eine D urdisdinittszahl von 86 Vo die Tat­
sadie, daß es neben modern ausgerüsteten und kon­
kurrenzfähigen Betrieben viele kleine gibt, die dem 
W ettbewerb nidit gewadisen sind.

Die Nachfrage entwickelt sich „ungünstig“

Die genannten Einwendungen berühren indessen nidit 
die Frage, ob die Produktivität überhaupt mit Lei­
stungsfähigkeit gleidigesetzt werden kann. Die Textil­
industrie stellt fest, daß ihr „lediglidi" die Nadifrage 
Sorgen bereite. Sie hat nämlidi an der textilen Ver­
brau diskonjunktur n id it teilgenommen, weil sidi ein 
Teil der deutsdien Nadifrage dem ausländisdien An­
gebot zuwandte. So muß man wohl den W idersprudi 
auflösen, der in den Ausführungen Staratzkes steckt,
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